
Bundessozialgericht Kassel—Wilhelmshöhe, den 27. August 1957
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Klägers und Revisionsklägers9

gegen

die Bundesbahn;Unfallversicherungsbehörde, Frankfurt/Main,
Börsenstraße 2,

V

Beklagte und Revisionsbeklagte9

wird auf die Erinnerung der Beklagten die Gebührenfeststellung

des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle vom 5° September 1955

aufgehobeno

G r ü_n d-€.i
.».—

Der Kläger hatte gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Baden—Württemberg vom 90 Dezember 1954 mit einem von ihm selbst

unterzeichneten Schriftsatz Revision eingelegt, die durch Be—

schluß des Senats vom 18° Mai 1955 als unzulässig verworfen

worden ist„ Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle hat daraufhin

gemäß 55 184 Abs„ 1, 186, 189 des Sozialgerichtsgesetzes (SGS)

in Verbindung mit 5 1 der vo vom 31. März 1955 (BGBi„ I s. 180)
die Gebührenschuld der Beklagten in Höhe von 60„—— DM festge—

stellt. Der Auszug aus dem Gebührenverzeichnis ist am 80 Okto-

ber 1955 an die Beklagte abgesandt wordeno

Mit der am 18° Oktober 1955 eingegangenen Erinnerung beantragt

die Beklagte, festzustellen, daß die Bundesbahn—Unfellversiche—

rungsbehörde nicht gebührenpflichtig sei. Zur Begründung führt

sie aus: Die Bundesbahn—Unfallversicherungsbehörde besitze keine
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eigene Réchtspersönlichkeit; ihre sich aus der gesetzlichen

Unfallversicherung ergebenden Verpflichtungen würden unmit—

telbar aus den Betriebsmitteln der Deutschen Bundesbahn er—

fülltu Sie sei keine selbständige Körperschaft oder Anstalt

des öffentlichen Rechts und daher auch nicht gebührenpflich—

tig im Sinne des 5 184 SGGo

Die Erinnerung gegen
die Feststellung der

Gebührenschuld

ist gemäß5 189Abs„ 2 Satz 2 seestatthaft° Sie ist form—
und fristgerecht eingelegt werden; sie ist auch begründete

! - .Nach@184Abs°& seehabendie KörperschaftenoderAnstal—
ten des öffentlichen Rechte für jede Streitsache, an der

sie beteiligt sind, eine Gebühr zu entrichtenc.

Die Bundesbahn—Unfallversicherungsbehörde ist, wie in der

Erinnerung zutreffend ausgeführt wird, keine Körperschaft

oder Anstalt des öffentlichen Rechts„ Sie ist als Aus—

führungsbehörde im Sinne der && 624, 892 RVG eine Dienst—

stelle {"Behörde")9 deren sich die Deutsche Bundesbahn zur
Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus der gesetzlichen Un—

fallversicherung bedient, und ist somit Bestandteil der Ver—

waltung der Deutschen Bundesbahn (vgl hierzu: Brackmenn‚

Handbuch der SozialverSicherung 10—5 Aufl So 530 Gunkél,

Wege zur
Sozielversicherung 1957 S 97 /997 mit weiteren

Nachweisen} Daraus ergibt sich jedoch noch nicht, wie die

Erinnerung anzunehmen scheint, daß in den Streitsachen9 an

denendie Bundesbahn—Unfallversicherungsbehördebeteiligt ist,
eine Gebührenpflicht entfällt° Es bedarf hierzu vielmehr

einer Prüfung? welche Rechtsstellung die Deutsche Bundesbahn

“selbst hate

Diese Rechtsstellung ist im Bundesbahngesetz vom 33„ Dezem—

ber 1953 (BGBlo I S. 955) geregelt° Verfessungsrechtlich
beruht dieses Gesetz auf Arte 73 Nr„ 6, 87 des Grundgesetzes
(GG)o Veoh Art. 73 Nro 6 GG unterliegen die Bundeseisenbahnen

;
!
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ausschließlich der Bundesgesetzgebung. Von Bedeutung ist

auch Art, 86 GG, der bestimmt, daß die Bundesregierung be—

fugt ist, allgemeine Verwaltungsvorschriften zu
erlassen und

die Einrichtung der Behörden zu regeln, wenn der Bund Gesetze

selbst ausführt und dies nicht den Ländern überläßt (vgl°

Art° 83 GG), und dabei ausdrücklich zwischen einer Gesetzes—

ausführung durch bundeseigenc Verwaltung und durch bundes—

unmittelbare Körperschaften oder Anstalteh.des öffentlichen

Rechts unterscheidet, Für die Bundeseisenbahnen bestimmt aber
.Art. 87 Abs° 1, daß sie in "bundeseigener Verwaltung mit eige—

nem Verwaltungsunterbau" zu führen sind‘, Der Bund war deshalb

verpflichtet, die organisatorischen Maßnahmen zu treffen,

.
die eine Verwaltung der Bundeseisenbahnen durch den Bund

selbst erfordert (vgl° Herrfahrdt in Bonner Kommentar‚_Art. 86
GG Anm° II)° Der Gesetzgeber hat dementsprechend in 5 1 des

Bundesbahngesetzes bestimmt, daß die Bundesrepublik das Bun—

deseisenbahnvermögen unter dem Namen "Deutsche Bundesbahn"

als Sondervermögen des Bundes mit eigener Wirtschafts— und
'ReChnungsführung verwalteto Die Deutsche Bundesbahn ist somit

ein Sondervermögen des Bundes, das durch eine besondere bun—

deseigene Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau verwal-

tet wird° Die Verwaltung dieses Sondervermögens.besitzt aller—

dings eine weitgehende Selbständigkeit. Das Sondervermögen

ist vom übrigen Bundesvermögen getrennt zu halten, der Bund

haftet für die Verbindlichkeiten der Deutschen Bundesbahn nur
mit diesem Sondervermögen, das Bundesbahnvermögen haftet an—

dererseits nicht für die sonstigen Verbindlichkeiten des

Bundes —
5 3 des Bundesbahngesctzes —, und die Deutsche Bun—

desbahn kann im Rechtsverkehr unter eigenem Namen handeln,

klagen und verklagt werden — 5 2 des Bundesbahngesetzes —
(vgl° hierzu betreffend die Bundespost: Bayerisches Landes-

sozialgericht‚ Breithaupt 1956 S. 1168; Schrader, Die Sozial-
gerichtsbarkeit 1957 S. 136)0 Giese (Grundgesetz für die Bun—

desrepublik Deutschland, 3. Aufl„ Art. 87 Anmo 4) bezeichnet
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deshalb die Deutsche Bundesbahn als eine "unselbständige An—

stalt des öffentlichen Rechts" (vgl. auch Forsthoff, Lehrbuch

des Verwaltungsrechts Bd. I 6. Aufl. S. 403)o Diese Selbstän—
digkeit der Verwaltung der Deutschen Bundesbahn reicht jedoch

nicht aus, um
ddr Deutschen Bundesbahn die Rechtsstellung

einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts zu

verleiheno Hieräu bedarf es vielmehr eines ausdrücklichen

staatlichenHoheitsakts(vgl. Forsthoff a.a.0° s. 404ff°
[“410,4T9_7)o Der Gesetzgeber hat jedoch in 5 1 des Bundes—
bahngesetzes ausdrücklich bestimmt, daß das Bundeseisenbahn—

»vermögen als "nicht rechtéfähiges" Sondervermögen des Bundes

verwaltet werden soll. Die Deutsche Bundesbahn ist deshalb '

keine juristiscde Person des öffentlichen Rechts, sondern ein
Teil der unmittelbaren Bundesverwaltung im Sinne von Art° 87

Abs“ 1 GG (vgl° auch v. Mangold, Das Bonner Grundgesetz Art.

87 Anm„ 3, Ennscerus-Nipperdey, Allgemeiner Teil des Bürger—

lichen Rechts, 1. Halbband S. 481; Brackmann a.a.Oo S° 260 K

mit weiteren Nachweisen)o Angesichts dieSes unmißverständlich

zum Ausdruck gebrachten Willens des Gesetzgebers kann dahin—

„gestellt bleiben, ob der Bundesgesetzgeber zur Erfüllung des

Auftrages aus Art. 87 Abs. 1 GG für die Verwaltung des Bun—

deseisenbahnvermögens nach Art. 87 Abs._3 GGauch eine hun;
Adesunmittelbare Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen

Rechts hätte errichten_köh■en (vgl. Krüger, Die öffentliche

Verwaltung 1949s. 467).
_“5 184 Abs. 1 SGG und seine Entstehungsgcschichte rechtferti—

gen es nicht, diese Bestimmung über den Wortlaut hinaus auch

auf Sondervermögen anzuwenden, die infolge der Selbständigkeit

ihrer Verwaltung einer juristischen Person des öffentlichen

?
ReChts ähnlich sind, aber keine eigene Rechtspersönlichkeit

haben {so im Ergebnis auch Brackmann a.a_.0o S. 260 K mit wei—
teren Nachweisen; avo LSG. Bremen vom 21.3.1957, SGbo 1957

S° 148 mit Anmerkung von Schieckel). Die amtliche Begründung

zu 5'131 des Entwurfs eines Gesetzes über das Verfahren in

der Sozialgerichtsbarkeit (Buhdestagsdrucksache Nr. 4557}

aa —*\g
'l

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


l 5 _

— jetzt 5 184 SGG — bezeichnet nur die "Versicherungsträger"

als gebührenpflichtig° Auch nach 5 80 Satz 2 RVGa.F. hatten

lnur Versicherungsträger Gebühren zu entrichten° Dieser Be—
‚„

griff ist dahin ausgelegt worden, daß hierunter nur mit eige—

ner Rechtspersönlichkeit ausgestattete Körperschaften und An—

stalten des öffentlichen Rechts fallen (vgl. SG. Köln, Die

Sozialgerichtebarkeit 1956 S. 231 mit Anmerkung_von Schieckel)°

‚
Es besteht kein Anhalt dafür, daß der Gesetzgeber mit 5 184
SGG den Rahmen der Gebührenpflicht erweitern und sie auf nicht—

rechtsfähige Teile oder Dienststellen der öffentlichen Verwale

tung ausdchnen.wollte (vgl. für die Behörden den Beschluß des

6„ Senats des BSG. vom 290 Juni 1957 — 6 RKa 5/56 — Sozial—

recht see 5 184 Bl. Da 8 Nr„ s)„
‚

Die durch ihre Unfallversicherungsbehördc tätig werdende Deut—
sche Bundesbahn hat infolgedessen für die Anwendung des 5 184

SGG keine Sonderstellung, sondern ist als unmittelbare Rune

desverwaltung zu behandeln° Die Frage, ob ein Staat als Kör—

perschaft des öffentlichen Rechts im Sinne des 5 184 SGG ge—

'
bührenpflichtig ist, hat der 8. Senat des Bundessozialgerichts

im Beschluß vom 100 Dezember 1956 (Soz.Recht SGG @ 184 Bla

Da 5 Nr. 6) für die Länder verneinto Die Ausführungen in die—

sem Beschluß — dem sich der erkennende Senat anschließt —
müssen für die Bundesrepublik gleichfalls zu dem Ergebnis

führen, daß sie als Staat keine Körperschaft des öffentlichen

Rechts im.Sinne des 5 184 SGG ist„
Die Deutsche Bundesbahn ist somit als unmittelbare Bundesver—

waltung im sozialgerichtlichen Verfahren nicht gebührenpflichn
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}

tige Die GebiihrenfestsetßungdesUrkundsbeamtende£Geschäfts—
stellé war daher aufzuhebeno '
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